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Einleitung 
Häusliche Gewalt ist trotz vieler Bemü-
hungen und gesellschaftlicher Verände-
rungen noch immer ein weitgehend tabui-
siertes Thema. Doch häusliche Gewalt ist 
keine Privatsache. So soll die Thematik 
durch Kampagnen und Maßnahmen im-
mer weiter in den Fokus der Öffentlichkeit 
rücken. Die Formen der häuslichen Gewalt 
sind sehr vielfältig. Obwohl der Fokus 
meist auf die Gewalt gegen Frauen ge-
richtet ist, wird in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen, dass Männer ebenso 
Opfer von häuslicher Gewalt werden kön-
nen. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass 
Kinder und Jugendliche umfassend in die 
Betrachtung einzubeziehen sind. Kinder 
und Jugendliche, die häusliche Gewalt 
zwischen erwachsenen Bezugspersonen 
erleben, sind immer auch Opfer. Insge-
samt ist zu bedenken, dass diese Art der 
Kriminalität in all ihren Facetten einen 
schweren Angriff auf die seelische und 
körperliche Integrität der Opfer darstellt.  

Jährlich suchen ca. 16.000 Frauen mit 
ihren Kindern (etwa 32.000 Personen ins-
gesamt) Schutz in den deutschlandweit 
fast 400 vorhandenen Frauenhäusern und 
-schutzwohnungen1. Jede vierte Frau in 
Deutschland hat in ihrem Leben mindes-
tens einmal körperliche und/oder sexuelle 
Gewalt durch einen Beziehungspartner 
erlebt2. Das Dunkelfeld überwiegt somit 
immens das in der Polizei bekannte Hell-
feld. 

Am 01.01.2002 trat das Gesetz zur Ver-
besserung des zivilgerichtlichen Schutzes 
bei Gewalttaten und Nachstellungen (Ge-

�������������������������������������������������
1 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ), Bericht der Bundesregie-
rung� zur Situation der Frauenhäuser, Frauenbera-
tungsstellen und anderer Unterstützungsangebote 
für gewaltbetroffene Personen und deren Kinder , 
2013, S. 13 
2 BMFSFJ, Lebenssituation, Sicherheit und Gesund-
heit von Frauen in Deutschland, Ergebnisse der 
repräsentativen Untersuchung zu Gewalt gegen 
Frauen in Deutschland, 2013, 5. Auflage, S.10 

waltschutzgesetz - GewSchG) in Kraft. Ziel 
des Gesetzes ist es, durch gerichtliche 
Schutzanordnungen und die vorüberge-
hende Wohnungsüberlassung, Gewalt im 
häuslichen Umfeld zu reduzieren und 
Schutz vor unzumutbaren Belästigungen, 
wie ständiges Verfolgen und Nachstellen, 
zu gewähren. Der zivilrechtliche Schutz 
der Opfer konnte durch das Gewalt-
schutzgesetz deutlich verbessert werden. 

Die Philosophie des Ansatzes „Wer 
schlägt, muss gehen“ ist in der polizeili-
chen Praxis angekommen und spiegelt 
sich in den ausgesprochenen Platzverwei-
sen und Wohnungsverweisungen wider. 
Die jährlich ca. 3.000 polizeilichen Ein-
sätze in Fällen häuslicher Gewalt in 
Thüringen zeichnen sich dadurch aus, 
dass sie ein Sicherheitsgefühl für das 
Opfer wiederherstellen und ihm mit Res-
pekt und Empathie begegnen. In vielen 
Fällen häuslicher Gewalt ist die Polizei 
erster Ansprechpartner für die Betroffenen 
und somit oft letzter Ausweg aus dem Ge-
waltkreislauf.  

Aufgrund der engen Beziehung von Opfer 
und Täter erfordert es eine vom Opfer be-
sonders wahrgenommene Gefährdung 
und/oder Mut, polizeiliche Hilfe anzuneh-
men.  

Als Fortschreibung der bereits bestehen-
den Leitlinien soll diese aktualisierte Fas-
sung weiterführend informieren, sensibili-
sieren und mögliche Wissenslücken 
schließen. Sie soll als Grundlage für poli-
zeiliches Handeln in einem schwierigen 
Aufgabenfeld dienen und bestehende 
Kenntnisse vertiefen. 

 



 

Einführende Betrachtung 

Definition häusliche Gewalt 

Für häusliche Gewalt gibt es keine allge-
mein gültige Definition. Um eine Verein-
heitlichung der Betrachtungsweise für das 
Vorliegen von häuslicher Gewalt innerhalb 
der Thüringer Polizei zu erreichen, wird 
der Vereinbarung der Thüringer General-
staatsanwaltschaft mit den Vertretern der 
jeweiligen Staatsanwaltschaften vom 29. 
November 2010 zu häuslicher Gewalt ge-
folgt.  

„Häusliche Gewalt liegt vor, wenn in 
räumlicher Beziehung zusammen le-
bende Personen innerhalb einer beste-
henden oder in Auflösung befindlichen 
familiären, ehelichen oder eheähnlichen 
Beziehung physische oder psychische 
Gewalt ausüben oder androhen, sofern 
das Delikt seine Wurzel in der Lebens-
gemeinschaft hat.“ 

In Zweifelsfällen ist das Vorliegen von 
häuslicher Gewalt anzunehmen.  

Häusliche Gewalt hat vielfältige Erschei-
nungsformen. Neben der physischen ge-
hört auch die psychische Gewalt dazu. Die 
physische Gewalt umfasst alle Formen 
von Misshandlungen und Qualen von der 
Ohrfeige bis hin zur Tötung. Unter psychi-
scher Gewalt versteht man seelische auf 
emotionaler Ebene ausgeübte Gewalt. 
Diese Form der Gewalt reicht von Isolation 
über Nötigungen bis hin zu Bedrohungen. 

Hauptmerkmale häuslicher Gewalt: 

·  Es besteht eine emotionale Bindung 
zwischen Täter und Opfer, welche auch 
mit einer räumlichen Trennung vorerst 
nicht beendet ist. 

·  Die Gewalt wird im gemeinsamen 
Haushalt, d. h. im privaten Raum, aus-
geübt. Diese Tatsache hat Konse-

quenzen für das Sicherheitsgefühl des 
Opfers. 

·  Das Opfer findet meist keinen Ausweg. 
·  Die körperliche und/oder die psychi-

sche Integrität des Opfers werden 
durch die Handlungen des Täters wie-
derholt verletzt. 

·  Die gewaltausübende Person nutzt ein 
existierendes Machtgefälle zu seinem 
Opfer aus.3�

Gewaltkreislauf4 

Oft befinden sich Täter und Opfer von 
häuslicher Gewalt in einem Gewaltkreis-
lauf. Der Begriff „Gewaltkreislauf“ verdeut-
licht, dass es in einer solchen Partner-
schaft wiederkehrend zu Gewalt kommt. 
Es sei denn, ein Partner schafft es, ihn zu 
durchbrechen. Dies wird erreicht durch 
eine grundlegende Verhaltensänderung 
des Täters oder Abwendung und Tren-
nung des Opfers vom Partner. Geprägt ist 
der Gewaltkreislauf von verschiedenen, 
sich stetig wiederholenden Phasen. Der 
Gewaltkreislauf und somit die Wiederkehr 
von Gewalt lässt sich wie folgt beschrei-
ben: 

Sicht des Täters 
 
Es kommt zu einer Gewalttat. Nach der 
Tat folgen das Erwachen und die Erkennt-
nis� des Täters, was geschehen ist. Das 
Opfer und die Situation werden bewusst 
wahrgenommen. Es entstehen Gefühle 
von Reue und Scham über das Gesche-
hene und das eigene Handeln. Der Täter 
entschuldigt sich für sein Handeln und 
bittet das Opfer um Verzeihung. Später 
�������������������������������������������������
3 Schweizerische Eidgenossenschaft, Definition, 
Formen und Folgen häuslicher Gewalt, 2012, S. 2 
4 vgl. Ministerium des Innern, für Sport und 
Infrastruktur Rheinland-Pfalz, Leitfaden Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen und Stalking, 2010, S. 
8 ff. mit weiteren Nachweisen�
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fängt der Täter an, nach Ursachen für 
seine Tat zu suchen. Die Schuld und die 
Verantwortung für das Geschehene wer-
den an das Opfer abgegeben. 
Aus Sicht des Täters ist nun das Opfer für 
die Gewalttat verantwortlich. Daraus ent-
steht beim Täter ein Gefühl von Ohn-
macht, denn er selbst ist nicht mehr der 
Akteur. Dieses versucht er in jedem Fall 
abzuwehren. Um Stärke zu demonstrieren,  
wird das Opfer immer mehr abgewertet 
und der persönliche und daraufhin auch 
der innere Kontakt abgebrochen. Es 
kommt zum nächsten Gewaltausbruch. 
 
Sicht des Opfers 
 
Es kommt zu einer Gewalttat. Das Opfer 
hat Angst und befindet sich in einem Aus-
nahmezustand. Nun sieht es, dass dem 
Täter seine Tat Leid tut und nimmt die Ent-
schuldigung an. Es schöpft wieder Hoff-
nung, dass die Gewalttat nur eine Aus-
nahme war. Vorsichtig lässt sich das Opfer 
wieder auf die Beziehung ein. Es über-
nimmt die Verantwortung für mögliche 
Auslöser der Gewalttat (z. B. laute Kinder 
oder unaufgeräumte Wohnung). Es ent-
steht Angst vor einem neuen Ausbruch. 
Das Opfer versucht, deeskalierend auf die 
Situation einzuwirken und den Alltag auf-
rechtzuerhalten. 
 
 

In diesem Kontext bedeutet die Beendi-
gung der Beziehung für das Opfer eine 
Bankrotterklärung und die Beziehung nicht 
erfolgreich durch die „Krisen“ geschifft zu 
haben. Ohne Hilfe von außen endet der 
Gewaltkreislauf meist nicht. 
 
Der Gewaltkreislauf zirkuliert über einen 
sehr langen Zeitraum, wobei die Abstände 
zwischen den einzelnen Gewalttaten kür-
zer und durch eine zunehmende Intensität 
der Gewalt geprägt werden. 
 
Folgt man den Aussagen von Opfern, 
handelt es sich bei den angezeigten De-
likten keinesfalls um erstmalige Übergriffe. 
Oftmals werden vorherige Taten aus 
Angst vor Repressalien oder Bemühungen 
um gütliche Konfliktlösungen nicht ange-
zeigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

�

Gewaltkreislauf  
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Rückfallanalyse im Hellfeld 

Obwohl sich Opfer und Täter häuslicher 
Gewalt oftmals innerhalb des Gewalt-
kreislaufs befinden, wurde in einer vom 
Institut für Polizei und Sicherheitsfor-
schung (IPoS) durchgeführten Rückfall-
analyse5 festgestellt, dass nach einer poli-
zeilichen Intervention bei häuslicher Ge-
walt 87 % aller Tatverdächtigen (im 
polizeilichen Hellfeld) innerhalb eines Jah-
res nicht wieder einschlägig mit Gewaltde-
likten in Erscheinung traten. Insgesamt 
zeigt sich, dass Gewaltrückfälle nach poli-
zeilicher Intervention bei häuslicher Ge-
walt insgesamt selten sind. 
Des Weiteren gibt es eine Anzahl von Tä-
tern (ca. 13 %), welche zeitlich überdau-
ernd immer wieder auffällig werden. Diese 
prägt das stereotype Bild der fortwährend 
andauernden Streiteskalationen mit nach-
folgender Versöhnung und wiederkehren-
der notwendiger polizeilicher Intervention.  
Außerdem wurde innerhalb der Studie 
festgestellt, dass Gewalteskalation oder 
versuchte Tötungsdelikte im Rahmen des 
Gewaltkreislaufs der „Häuslichen Gewalt“ 
seltene Ereignisse darstellen. Hier wurde 
herausgefiltert, dass diese eher mit akuten 
Trennungskonflikten assoziiert werden 
können. „Klassische Delikte“ häuslicher 
Gewalt existieren dagegen primär in be-
stehenden Paarbeziehungen.  

Gefahrenprognose zur Tötung 
eines Intimpartners�

Die Daten der angeführten Studie des 
IPoS belegen, dass die wiederholt vorge-
brachte These einer linear verlaufenden 
Eskalationsdynamik von häuslicher Gewalt 
hin zu einem Tötungsdelikt empirisch nicht 
gestützt werden kann.  

�������������������������������������������������
� �Institut für Polizei und Sicherheitsforschung, 
Evaluation von Maßnahmen zur Verhinderung von 
Gewalteskalation in Paarbeziehungen bis hin zu 
Tötungsdelikten und vergleichbaren Bedrohungsde-
likten, 2010�

Das heißt, dass im Vorfeld eines Intimizids 
(Tötung eines Intimpartners) nicht zwin-
gend eine Gewalteskalation nach dem 
Prinzip des Gewaltkreislaufs besteht. 
Diese Folge ist nach den Untersuchungen 
eher die Ausnahme. Aus diesem Grund 
kann die Konzentration auf eskalierende 
Beziehungsgewalt bei der Gefährdungs-
analyse zu erheblichen Fehleinschätzun-
gen führen. Ein Intimizid ist vielmehr die 
Eskalation eines Konfliktes als die Eskala-
tion der Gewalt. Beim Täter überwiegt das 
Gefühl der Lebenskrise und der Aus-
sichtslosigkeit der persönlichen Situation, 
die zu einem Tunnelblick hin auf die Tö-
tung führt. Dies sollte besonders bei der 
Einschätzung von Paarkonflikten beachtet 
werden, welche nicht von der klassischen 
Vorgeschichte der „häuslichen Gewalt“ 
gekennzeichnet sind. Insgesamt ist das 
Risiko eines Tötungsdelikts in einer von 
„häuslicher Gewalt“ geprägten Partner-
schaft gering und steigt bei Paaren in 
Trennungskonflikten an. Dennoch ist das 
Risiko immer gegeben.  
Des Weiteren 
wurde festgestellt, 
dass es kein spe-
zifisches Persön-
lichkeitsprofil von 
Intimizidtätern gibt. 
Tötungsdelikte in 
Paarbeziehungen 
ereignen sich 
demnach in allen Bildungs-, Einkommens- 
und Erwerbsgruppen sowie Nationalitäten. 
Dementsprechend tragen solche Faktoren 
nicht zur Vorhersage eines Tötungsdelikts 
bei.  
Wichtigste Grundlage zur Einschätzung 
der Gefahrensituation ist die subjektive 
Bedrohungswahrnehmung des Opfers. 
Darüber hinaus kann das Ablaufdiagramm 
zur Risiko- und Gefährdungsanalyse der 
benannten Studie des IPoS genutzt wer-
den. 
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Polizeiliches Einschreiten in Fällen häuslicher Ge-
walt

Leitsätze  

Die Polizei ist in vielen Fällen häuslicher 
Gewalt oft erste Kontaktstelle im Gewalt-
kreislauf der Betroffenen und zeigt somit 
einen möglichen Ausweg aus diesem auf. 
Durch konsequentes und umfassendes 
Einschreiten hat sie sowohl ihren gesetz-
lichen Auftrag in der Verfolgung der vorlie-
genden Straftat und zur Vorbeugung wei-
terer Delikte umzusetzen als auch er-
schöpfende opfer- und täterorientierte 
Maßnahmen durchzuführen. 

Folgende Leitsätze sind hierbei insbeson-
dere zu beachten: 
 
·  In jedem Fall häuslicher Gewalt erfolgt 

ein konsequentes und schnelles polizei-
liches Einschreiten. 
 

·  Im Rahmen der polizeilichen Interven-
tion werden ein wirksamer und umfas-
sender Schutz sowie Hilfeleistung und 
Beratung des Opfers sichergestellt.  
 

·  Die polizeilichen Maßnahmen orientie-
ren sich am Störerprinzip. Dem Täter 
wird die Strafbarkeit seines Handelns 
verdeutlicht.  
 

·  Beim Vorliegen einer Straftat hat die 
konsequente Beweissicherung und 
Strafverfolgung eine besondere Be-
deutung, auch dann, wenn das Opfer 
noch keinen Strafantrag gestellt hat.  

 
·  Die Polizei geht mit anwesenden Kin-

dern und Jugendlichen verantwor-
tungsbewusst und situationsangepasst 
um. 
 

·  Die Polizei stimmt ihr Vorgehen auf die 
jeweilige Einsatzsituation ab und be-
rücksichtigt dabei ggf. Migrationshinter-
grund, Behinderung und Alter des Op-
fers.  
 

·  Die Polizei arbeitet mit staatlichen und 
nichtstaatlichen Institutionen, wie 
Staatsanwaltschaften, Jugendämtern 
Interventionsstellen, Ehe-, Erziehungs-, 
Familien- und Lebensberatungsstellen, 
Kinderschutzdiensten, Frauenhäusern, 
Konfliktberatungsstellen für Täter und 
sonstigen regionalen Einrichtungen eng 
zusammen. 
 

·  Die Polizei gewährleistet eine fortwäh-
rende Aus- und Fortbildung zur weite-
ren Qualifizierung und Sensibilisierung 
der Polizeibeamten zum Phänomenbe-
reich häusliche Gewalt. 

 
·  Die Polizei führt zur Thematik häusliche 

Gewalt eine zielgerichtete und ange-
messene Öffentlichkeitsarbeit durch 
und stellt die polizeiliche Arbeit nach 
außen transparent und überlegt dar. 

Insgesamt soll bei der Bearbeitung von 
Fällen zur häuslichen Gewalt das Prinzip 
„Ermitteln und Helfen“ statt nur zu 
schlichten gelten. 
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Polizeiliche Ziele beim Ein-
schreiten aus Anlass häusli-
cher Gewalt 

Die Bewältigung von polizeilichen Einsät-
zen aus dem Anlass häuslicher Gewalt ist 
einzelfallorientiert durchzuführen, grund-
sätzlich jedoch von folgenden Zielen ge-
prägt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Polizeiliche Maßnahmen  

Konsequentes polizeiliches Einschreiten 
soll helfen, zu einer Veränderung der ge-
sellschaftlichen Bewertung der Thematik 
beizutragen. Dem Täter sollte verdeutlicht 
werden, dass sein Verhalten gesellschaft-
lich geächtet und in keinem Fall respektiert 
wird. Dem�Opfer sollten Möglichkeiten zur 
Durchbrechung des Gewaltkreislaufes 

aufgezeigt sowie Hilfs- und Beratungsan-
gebote vermittelt werden. Durchweg posi-
tiv werden von Betroffenen ein schnelles 
Eintreffen am Einsatzort, ein schützender 
und respektvoller Umgang sowie die Un-
terbreitung von Hilfsangeboten empfun-
den. Kritik wurde bei empfundenem Des-
interesse und Bagatellisierung der Situa-
tion geäußert.6 
 
 
Einsatzmaßnahmen in Fällen häuslicher 
Gewalt sind wie eine Vielzahl polizeilich 
relevanter Lagen hinsichtlich der zu tref-
fenden Maßnahmen nur schwer standar-
disierbar. Ein Einsatz erfolgt in der Regel 
nach einem Gewaltdelikt. Sowohl Täter als 
auch Opfer befinden sich in einer psychi-
schen Ausnahmesituation. So kann es zu 
vollkommen untypischen und irrationalen 
Verhaltensweisen kommen. Möglicher-
weise können sich die Aggressionen auch 
gegen die eintreffenden Polizeibeamten 
richten. Diesbezüglich ist die Eigensiche-
rung gemäß Leitfaden 371 zu beachten 
und konsequent unter Berücksichtigung 
der Verhältnismäßigkeit vorzugehen. 

�������������������������������������������������
� �Institut für Polizei und Sicherheitsforschung, 
Evaluation von Maßnahmen zur Verhinderung von 
Gewalteskalation in Paarbeziehungen bis hin zu 
Tötungsdelikten und vergleichbaren Bedrohungsde-
likten, 2010, S. 7�

Verhinderung und Unterbindung 
weiterer Gewaltanwendungen gegen 
Personen 

Durchführung eines konsequenten 
Vorgehens gegen den Störer/ 
Tatverdächtige 

Abwehr von Gefahren für Leib und 
Leben, Freiheit von Personen� und/ 
oder Sachen 

Gewährleistung einer beweissicheren 
Strafverfolgung  

Einleitung und Hinweis auf Beratungs-
möglichkeiten für Opfer und Täter  
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Opferorientierte Maßnahmen�
�

·  Persönliche Kontaktaufnahme zu Ge-
schädigten/Opfern 

·  Räumliche Trennung von Opfer und 
Täter  

·  Unterbindung der Einwirkung des Tä-
ters auf das Opfer  

·  Dokumentation von Spontanäußerun-
gen des Opfers  

·  Dokumentation des Tatortes, z. B. zer-
störte Wohnungseinrichtung 

·  Ermittlung von Zeugen im Wahrnehm-
barkeitsbereich 

·  Aussagekräftige Dokumentation von 
Verletzungen unter möglicher Einbe-
ziehung der Rechtsmedizin, z. B. Fotos 

·  Körperliche Untersuchung des Opfers 
durch einen Arzt 

·  Verwendung des Formblatts zur 
Einwilligung der Weitergabe personen-
bezogener Daten (Schweigepflichtsent-
bindungserklärung der behandelnden 
Ärzte) 

·  Zeugenvernehmung und Einleitung 
eines Strafverfahrens (Nutzung der 
Aussagebereitschaft des Opfers) 

·  Aufklärung des Opfers zu Möglichkeiten 
des Gewaltschutzgesetzes 

·  Hinweis auf Interventionsstelle oder 
andere Betreuungseinrichtungen, Op-
ferschutzbeauftragte, Frauen- oder 
Kinderschutzdienste 

·  Aushändigung von vorhandenem Infor-
mationsmaterial zu Hilfseinrichtungen 

·  Übermittlung von Beratungsbedarf per 
Faxvordruck an die zuständige Inter-
ventionsstelle mit Einverständnis des 
Opfers 

·  Bei Anwesenheit von Kindern in jedem 
Fall unverzügliche Benachrichtigung 
des Jugendamtes 

·  Begleitung zum Frauenhaus oder Kin-
derschutzdienst bei erhöhter Gefähr-
dungseinschätzung 

·  Begleitung in die Wohnung bei erhöhter 
Gefährdungseinschätzung 

Täterorientierte Maßnahmen 
�
·  Durchführung notwendiger gefahrenab-

wehrender Maßnahmen unter Beach-
tung der Verhältnismäßigkeit, z. B. 
o Platzverweis, Wohnungsverwei-

sung, Gefährderansprache, Unter-
bindungsgewahrsam 

·  Bei Wohnungsverweisung 
o Information über Art, Umfang und 

Dauer der Verweisung 
o Möglichkeit zur Mitnahme von Din-

gen des täglichen Bedarfs  
o Sicherstellung Wohnungsschlüssel 
o Benennung der neuen postalischen 

Anschrift 
·  Belehrung als Beschuldigter und Be-

schuldigtenvernehmung  
·  Dokumentation von Tatsachen, die die 

Gefahrenprognose stützen 
·  Realisierung strafprozessualer Maß-

nahmen, z. B. 
o Durchsuchung, Sicherstellung von 

Beweismitteln, Blutentnahme, 
Festnahme, ED-Behandlung  

·  Aushändigung von Informationsmaterial 
·  Weiterleitung für das Strafverfahren 

angefallener Unterlagen an die Staats-
anwaltschaft zur Zuweisung an regional 
vorhandene Gewaltkonfliktberatungstel-
len für Täter häuslicher Gewalt 

Täterarbeit 

In den Landgerichtsbezirken Gera und 
Erfurt wurden Gewaltkonfliktberatungsstel-
len für Täter häuslicher Gewalt eingeführt. 
Eine landesweite Ausdehnung des Pro-
jektes ist geplant. Die Gewaltkonfliktbera-
tung für Täter, die eine sinnvolle Ergän-
zung zu existierenden Sanktionsmöglich-
keiten darstellt, wirkt präventiv und dient 
damit in erster Linie dem Opferschutz. Mit 
der Gewaltkonfliktberatung für Täter häus-
licher Gewalt soll ein Beitrag zur nachhal-
tigen Beendigung gewalttätigen Verhal-
tens geleistet werden. 
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Kinder und Jugendliche als Betroffene häuslicher 
Gewalt
Für Kinder und Jugendliche sind erlebte 
Gewalttätigkeiten zwischen den Eltern 
eine außerordentlich belastende Situation. 
Wird häusliche Gewalt polizeilich bekannt, 
sollten sich polizeiliche Maßnahmen auch 
an anwesenden Kindern und Jugendlichen 
orientieren. Sie benötigen altersgerechte 
Erklärungen über die eingeleiteten Schritte 
und das polizeiliche Handeln. Leben Kin-
der und Jugendliche in einem Haushalt, in 
dem es zu häuslicher Gewalt kommt, so 
wird diese von etwa der Hälfte der Kinder 
und Jugendlichen beobachtet. In ca. 25 % 
der Fälle geraten sie in die Auseinander-
setzung hinein oder versuchen, ein El-
ternteil zu verteidigen7. Jedes zehnte Kind 
wird selbst körperlich angegriffen.  

Meist sind sie ohnmächtige Mitbetroffene, 
die der Situation hilflos ausgeliefert sind. 
So sehen die Kinder und Jugendlichen, 
wie die Mutter geschlagen wird, spüren 
ihre Angst, hören den schreienden Vater 
und denken, sie seien allein. Über das 
Miterleben hinaus werden sie jedoch auch 
häufig selbst Opfer direkter körperlicher 
oder/und seelischer Gewalt. Des Weiteren 
kann es zu Verwahrlosung und Vernach-
lässigung des Kindes und des Jugendli-
chen und somit zu einer Gefährdung des 
Kindeswohls kommen.8��
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7 BMFSFJ, Aktionsplan ll der Bundesregierung zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen, 2012, 4. 
Auflage, S. 9�
8 Berliner Interventionszentrale, Handlungsleitlinien 
bei häuslicher Gewalt, Begleiteter Umgang bei 
häuslicher Gewalt; 2002, S. 2�

Reaktionen von betroffenen 
Kindern und Jugendlichen 

Kinder und Jugendliche, die innerhalb ih-
rer Familie Gewalt erfahren, zeigen vielfäl-
tige Reaktionen auf das erlebte Verhalten. 
Dies können sein: 

·  Sie glauben, an der vorherrschenden 
Situation Schuld zu sein. 

·  Sie alarmieren aus Angst die Polizei 
oder die Nachbarn. 

·  Sie versuchen, den Vater zurückzuhal-
ten, um die Mutter zu schützen und 
werden dadurch selbst misshandelt 
oder geraten in den Konflikt. 

·  Sie übernehmen innerhalb der Familie 
die Rolle der Eltern, manchmal auch für 
ihre Geschwister. 

·  Sie werden durch Eltern überfordert 
und als einzige Quelle von Trost und 
Kontakt funktionalisiert.  

·  Sie vermeiden den Ausdruck ihrer Ge-
fühle und ihrer Erlebnisse.  

·  Sie schützen ihre Eltern. („Wollen nicht 
Sohn eines Verbrechers sein.“) 

·  Sie erkennen ihre Eltern nicht mehr als 
Autoritätsperson an.  

·  Sie verlieren die Bindungen zu ihren 
Eltern, da sie ihre Verhaltensweisen  
nicht verstehen.�

·  Sie vermeiden Kontakte zum Freundes-
kreis innerhalb ihres häuslichen Umfel-
des.�
�

Folgen für Kinder und Jugend-
liche 
 
Beobachtete und erfahrene Gewalt hat 
vielfältigste Auswirkungen auf Kinder und 
Jugendliche. So kann es zu Beeinträchti-
gungen der emotionalen, körperlichen und 
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kognitiven Entwicklung kommen. Des 
Weiteren ist eine Entstehung von trauma-
tischen Schädigungen bei andauernden 
Gewaltformen möglich. Oft leiden Kinder 
und Jugendliche an Reaktionen wie 
Schlafstörungen, Konzentrationsschwie-
rigkeiten, depressiven Verstimmungen, 
einer erhöhten Reizbarkeit oder Aggressi-
vität. Bei schwerer Verletzung oder Tötung 
der Mutter kann die gesamte Lebenssitua-
tion aus den Fugen geraten.9 Außerdem 
kann häusliche Gewalt Auswirkungen auf 
das Erlernen von Problemlösungsmustern 
und eines späteren Gewalthandelns und 
Gewalterlebens haben. Insgesamt verlie-
ren Kinder und Jugendliche erheblich an 
Lebensqualität. Durch den meist langen 
Leidensweg vermindern sich ihre Integrität 
innerhalb der Gesellschaft und somit ihre 
adäquaten Entwicklungschancen.  

Auswirkungen auf polizeiliches 
Handeln�

Kinder und Jugendliche beurteilen Situati-
onen häuslicher Gewalt oft als ein Span-
nungsfeld, in dem sie sich zwischen ihren 
Eltern und beim polizeilichen Einschreiten 
auch gegenüber den Polizeibeamten be-
finden. Mitunter versuchen sie, das „Fami-
liengeheimnis“ zu wahren. Da sie nicht 
über alle Informationen verfügen, nehmen 
sie die Situation besonders intensiv wahr, 
sodass polizeiliche Maßnahmen gegen die 
Eltern auf sie bedrohlich und angsteinflö-
ßend wirken können. 

Aufgrund der psychischen Ausnahmesitu-
ation, in der sich die Eltern befinden, ob-
liegt es ihnen nicht mehr, sich um das 
Wohl ihrer Kinder zu kümmern und diesen 
die ausreichende Aufmerksamkeit und das 
notwendige Verständnis entgegen zu brin-
gen. Umso wichtiger ist es, dass die ein-
schreitenden Polizeibeamten nach der 
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9 Heynen, Susanne: Prävention Häuslicher Gewalt. 
Kinder als Opfer häuslicher Gewalt. In: Kerner, H.-
J.; Marks, E. (Hrsg.) Deutscher Präventionstag, 
2004 S. 4 

Stabilisierung der Einsatzsituation ihr Vor-
gehen so bald wie möglich auch an anwe-
senden Kindern und Jugendlichen aus-
richten. Ihre Verhaltensweisen sollten ge-
prägt sein von: 

·  Schutz vor weiterer Gefährdung 
·  Persönlicher Vorstellung 
·  altersgerechter Kommunikation und 

Kontaktaufnahme 
·  Ansprechen der Kinder und Jugend-

lichen auf „gleicher Ebene“, ggf. in die 
Hocke gehen 

·  Erzielen einer beruhigenden Wirkung  
·  Kindgerechte und altersangepasste 

Schilderung der Lage, der Einsatzsitua-
tion sowie der Ziele des Polizeieinsat-
zes  

·  Mögliche Vermeidung der Anwendung 
des unmittelbaren Zwanges bei Anwe-
senheit eines Kindes gegenüber den 
Eltern 

·  Berücksichtigung der speziellen Erfor-
dernisse bei der Anhörung eines Kin-
des; insbesondere Zeugnisverweige-
rungsrecht und Verstandsreife 

·  Vermeidung von Mehrfachanhörungen 
·  Nutzung spezieller Kinderverneh-

mungszimmer 
·  Durchführung der Maßnahmen durch 

geeignete Beamte 
·  Gewährleistung einer sicheren Unter-

bringung und angemessenen Versor-
gung der Kinder und Jugendlichen  

·  Aushändigung von vorhandenem 
altersspezifischem Informationsmaterial  

·  Verständigung des Jugendamtes, ggf. 
Prüfung Inobhutnahme 

·  Prüfung des Vorliegens einer 
Ersatzvormundschaft 

 
Egal, ob Kinder Gewalt nur wahrnehmen 
oder selbst Betroffene von Misshandlun-
gen sind, in jedem Fall sind anwesende 
Kinder als Opfer zu betrachten. Ihnen ist 
die notwendige Aufmerksamkeit zu wid-
men.  
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Maßnahmen bei Menschen mit Migrationshinter-
grund als Opfer 
Der Studie „Lebenssituation, Sicherheit 
und Gesundheit von Frauen in Deutsch-
land“ folgend haben Frauen aus den un-
tersuchten Migrantengruppen (Türkei/ 
Osteuropa) häufiger als der Durchschnitt 
der weiblichen Bevölkerung Deutschlands 
körperliche oder sexuelle Gewalt im häus-
lichen Umfeld erlebt. Auch erfahren die 
Migrantinnen häufiger Verletzungsfolgen 
durch Gewaltsituationen.10 

Werden Frauen mit Migrationshintergrund 
Opfer von häuslicher Gewalt, existiert hin-
sichtlich der polizeilichen Maßnahmen ein 
besonderes Spannungsfeld. Das Ehrge-
fühl und religiöse Anschauungen können 
sich erheblich voneinander und vor allem 
auch von westeuropäischen Wertevor-
stellungen unterscheiden. Insbesondere 
wegen geschlechtsbezogener Rollenver-
ständnisse kommt es bei Frauen mit Mi-
grationshintergrund verstärkt vor, dass sie 
gegen den Täter keinen Tatvorwurf erhe-
ben und ihre Situation hinnehmen. Vor 
allem die Angst vor dem Ausschluss aus 
der Familie oder auch der angedrohte 
Entzug der Kinder kann dazu führen, dass 
Frauen die Gewalt ertragen. Unklare 
rechtliche Vorstellungen von Deutschland, 
mangelnde Sprachkenntnisse, Sorge um 
das Aufenthaltsrecht und die ökonomische 
Situation erschweren den Opfern, einen 
Weg aus der Gewalt zu finden. Hier bedarf 
es besonderer Unterstützung. Gewaltan-
wendung ist in ausländischen Familien 
nicht als kulturbedingt zu rechtfertigen und 
somit in keinem Fall zu tolerieren��Vor al-
len aufgrund sprachlicher Barrieren, dem 
religiösen Hintergrund und den Rollenver-
ständnissen können sowohl Opfer als 
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10 BMFSFJ, Gesundheit, Gewalt, Migration – Eine 
vergleichende Sekundäranalyse zur gesundheitli-
chen und Gewaltsituation von Frauen mit und ohne 
Migrationshintergrund in Deutschland, Kurzzusam-
menfassung, 2009, 3. Auflage, S.14 

auch Täter in verschiedenster Art und 
Weise reagieren.11 Hierdurch kann es 
dazu kommen, dass Opfer die Polizei als 
handelnden Akteur ablehnen. Folgende 
Aspekte sind aufgrund dessen besonders 
zu beachten: 

·  Durchführung der opferorientierten 
Maßnahmen bei Frauen nach Möglich-
keit durch eine Polizeibeamtin (Ver-
nehmung, Beratung) 

·  Beachtung der sprachlichen Barrieren 
und religiösen Hintergründe bei Ge-
sprächs- und Einsatzdurchführung 

·  Hinzuziehung eines Dolmetschers/ 
Sprachkundigen zur Überwindung von 
Sprachbarrieren (Klärung Sachverhalt; 
Unterbreitung von Hilfsangeboten) 

·  Kinder und Verwandte nicht als Dolmet-
scher zur Überwindung von Sprachbar-
rieren heranziehen 

·  Befragung des Opfers unbedingt ge-
trennt von der Familie durchführen 

·  Analyse des Verhaltens und der Aus-
sage des Opfers hinsichtlich möglicher 
Einflussfaktoren (Angst vor Repressa-
lien, Familie, Ausgrenzung)  

·  Unterstützung der Polizei wird aufgrund 
des Rollenverständnisses möglicher-
weise nicht angenommen� (auf andere 
Institutionen hinweisen, z. B. Bera-
tungsstelle) 
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11 BMFSFJ, Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehun-
gen, Eine sekundäranalytische Auswertung zur 
Differenzierung von Schweregraden, Mustern, Risi-
kofaktoren und Unterstützung nach erlebter Gewalt, 
2012, 4.Auflage, S. 37�
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·  Gefahr der Ausgrenzung des Opfers 
aus Familie und sozialem Gefüge durch 
Tatvorwurf bedenken 

·  Besondere Beachtung der Bedeutung 
der Familie/Ehre in Bezug auf Anzei-
generstattung und Anschuldigungen 
durch die Geschädigte (Möglichkeiten 
der „Bestrafung“ durch Familie in Form 
von Kindesentzug oder familiärer Äch-
tung) 

·  Hinzuziehung einer Vertrauensperson 
des Opfers 12 

Frauen und Mädchen mit Migrationshin-
tergrund können auch Betroffene von ganz 
spezifischen Formen der häuslichen Ge-
walt werden. Hierzu gehört u. a. die 
Zwangsheirat. Zur ergänzenden fachlichen 
Unterstützung wird der Hilfsleitfaden von 
TERRE DE FEMMES „Im Namen der Ehre 
– misshandelt, zwangsverheiratet, ermor-
det“ empfohlen. Dieser bietet eine kom-
petente Anleitung und Unterstützung für 
die Arbeit mit Mädchen und Frauen mit 
Migrationshintergrund, die in Deutschland 
leben und von Gewalt im Namen der Ehre 
betroffen sind.  
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12 Niedersächsisches Innenministerium, Gewalt 
gegen Frauen im häuslichen Bereich, Handreichung 
für die Polizei, S. 27�

Ausländerrechtliche Betrach-
tung 

In bestimmten Fällen wird Ausländerinnen 
und Ausländern der Aufenthalt in 
Deutschland lediglich zu Wahrung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft mit ih-
rer/ihrem in Deutschland ansässigen Ehe-
gatten/Ehegattin gewährt. Zerbricht die 
eheliche Lebensgemeinschaft, so kann 
dies zum Verlust des Aufenthaltstitels füh-
ren. Ein eigenständiges, vom Bestand der 
ehelichen Lebensgemeinschaft unabhän-
giges Aufenthaltsrecht tritt erst ein, wenn 
die eheliche Lebensgemeinschaft min-
destens drei Jahre im Bundesgebiet be-
standen hat. Bei einer Trennung vor dem 
Zeitablauf wird der weitere Aufenthalt in 
Deutschland gewährt, „soweit es zur Ver-
meidung einer besonderen Härte erforder-
lich ist.“ Diese besondere Härte wird im 
Einzelfall durch die Rechtsprechung be-
stimmt. Als besondere Härte gilt unter an-
derem, wenn das weitere Festhalten an 
einer ehelichen Lebensgemeinschaft auf-
grund von Gewaltanwendungen nicht zu-
zumuten ist. Eine Trennung vom gewalt-
tätigen Ehepartner, verbunden mit Schutz-
anordnungen, die Aufnahme in ein Frau-
enhaus oder Wohnungsverweisungen füh-
ren nicht automatisch zum Verlust des 
Aufenthaltsrechts.13  

� �
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13 Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und 
Gesundheit, „Wer schlägt der geht“, Hilfe bei häusli-
cher Gewalt, 2009 
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Maßnahmen bei behinderten Menschen als Opfer 
Menschen mit Behinderung sind aufgrund 
ihrer Einschränkungen in ganz besonderer 
Form auf die Hilfe ihrer Umwelt und ihrer 
Bezugspersonen angewiesen. Manchmal 
wird dieses Abhängigkeitsverhältnis von 
Partnern oder Vertrauenspersonen für die 
Anwendung von Grenzüberschreitungen 
missbraucht. Da die Opfer in Bewältigung 
ihres Alltags meist von ihren Partnern ab-
hängig sind, wird die Gewaltanwendung 
im besonderen Maße ertragen. Die Opfer 
erdulden ihre Situation und nehmen sie als 
gegeben hin. Der Partner ist gleichzeitig 
Misshandler und Garant für ein Leben in 
relativer Eigenständigkeit. Zeigen sie Wi-
derstand hinsichtlich der Grenzüber-
schreitungen, müssen sie mit negativen 
Folgen in der täglichen Betreuung und 
einem Fürsorgeverlust rechnen. Beim 
Umgang mit behinderten Menschen als 
Opfern häuslicher Gewalt muss deshalb 
mit besonderer Sorgfalt und Rücksicht 
vorgegangen werden.  

In einer repräsentativen Untersuchung14 
wurden Frauen mit Behinderungen, wel-
che sowohl in Haushalten als auch in Ein-
richtungen wohnten, befragt. Hierbei 
wurde deutlich, dass die befragten Frauen 
mit Behinderungen und Beeinträchtigun-
gen in ihrem Lebensverlauf allen Formen 
von Gewalt deutlich häufiger ausgesetzt 
sind. So machen sie nahezu doppelt so oft 
Gewalterfahrungen. 

Eine Behinderung oder Erkrankung ist  ein 
Aspekt, der bei der Hilfe beachtet werden 
muss. Ein durchaus wichtiger Gesichts-
punkt, denn die daraus resultierenden Le-
bensumstände und Notwendigkeiten müs-
sen bei der Hilfestellung beachtet werden. 
Hierbei ist unter anderem die fehlende 
(barrierefreie) Infrastruktur, um� Opfer mit 
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14 BMFSFJ, Lebenssituation und Belastungen von 
Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen 
in Deutschland, 2012, S. 23�

Behinderung nach erlebten Gewalterfah-
rungen zu unterstützen, zu bedenken. So 
sind nur wenige Frauenhäuser barrierefrei. 
Ähnlich sieht es bei Frauenberatungsstel-
len aus� 

Hierbei sind folgende Schwerpunkte zu 
berücksichtigen: 

·  Angemessener Umgang mit dem Opfer 
·  Berücksichtigung der Art der Behinde-

rung und Anpassung der Verhaltens-
weise sowie Maßnahmen  

·  Sicherstellung der Verständigung (Ge-
hörlose, Sprachbehinderte) über Inan-
spruchnahme spezieller Hilfsmittel oder 
Dritte (Vertrauensperson, Gebärden-
dolmetscher) 

·  Notwendigkeit von Assistenz beson-
ders prüfen 

·  Prüfung behindertengerechter Hilfsein-
richtungen 

·  Unterstützung bei der Mitnahme 
persönlicher Gegenstände�

·  Gewährleistung einer sicheren Unter-
bringung der Opfer�
�
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Maßnahmen bei älteren Menschen als Opfer 
Häusliche Gewalt gegen Senioren ist ein 
weitestgehend tabuisiertes Thema. Dabei 
ist auch im Alter das Erleben von häus-
licher Gewalt möglich. Folgt man der Stu-
die Kriminalitäts- und Gewalterfahrungen 
im Leben älterer Menschen,15 so gibt es in 
der Altersgruppe ab 60 Jahren wesentlich 
weniger Gewalterfahrungen durch Fami-
lien- und Haushaltsmitglieder. Schwieriger 
wird die Thematik, wenn man ältere Men-
schen betrachtet, die pflegebedürftig und 
somit auf Hilfe angewiesen sind. So äu-
ßerten 15 % der Befragten problemati-
sches Verhalten des Pflege- und Betreu-
ungspersonals aus dem sozialen Nahbe-
reich ihnen gegenüber. Hierbei ist jedoch 
von einem großen Dunkelfeld auszuge-
hen, da eine Befragung nur bei Personen 
durchgeführt werden konnte, die körperlich 
und intellektuell dazu in der Lage waren. 
Darüber hinaus sind ältere Menschen in 
Studien oft unterrepräsentiert und neigen 
zu einer sehr geringen Anzeigefähigkeit. 
Das Bild der Opferwerdung im höheren 
Lebensalter muss und wird unter Berück-
sichtigung des großen Dunkelfeldes inso-
fern unvollständig bleiben.  

Zugleich wurde anhand der Befragung 
auch belegt, dass pflegende Familienan-
gehörige in beträchtlichem Ausmaß kör-
perliche und verbale Übergriffe durch 
Pflegebedürftige erleben.  

Das Spektrum reicht somit von Gewalt von 
pflegenden Angehörigen, die mit der Pfle-
gebelastung überfordert sind bis hin zu 
gezielten Misshandlungen oder Vernach-
lässigungen. Es umfasst weiterhin die 
Misshandlung von Angehörigen durch die 
Pflegebedürftigen selbst.   
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15 Görgen, Nägele u. a., Kriminalitäts- und 
Gewalterfahrungen im Leben älterer Menschen, 
Zusammenfassung wesentlicher Ergebnisse zu 
Gefährdungen älterer und pflegebedürftiger 
Menschen, in: BMFSFJ (Hrsg.), 2012, 5. Auflage,  
S. 37�

Zu den Merkmalen des Problemfeldes 
gehören besondere Hemmnisse und 
Schwierigkeiten der Hilfsinanspruchnahme 
auf Seiten der Betroffenen sowie eine In-
frastruktur, die sich bislang primär an Op-
fern im jüngeren und mittleren Erwachse-
nenalter ausrichtet.16 

Zur Verbesserung des Umgangs sind fol-
gende Schwerpunkte zu berücksichtigen: 

·  Wahrnehmung der Existenz der Proble-
matik 

·  Sensibler Umgang mit den Betroffenen 
·  Verbesserung des Problembewusst-

seins und des Problemwissens  
·  Entwicklung von Interventionskompe-

tenzen 
·  Unterbreitung von Hilfsangeboten  
·  Zusammenarbeit mit Pflegeeinrichtun-

gen zur kurzfristigen Unterbringung  
·  Einbeziehung des sozialpsychiatrischen 

Dienstes 
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Aktionsprogramm zur Prävention von Kriminalität 
und Gewalt gegenüber alten und pflegebedürftigen 
Menschen, in: Deutsche Hochschule der Polizei 
(Hrsg.), 2012, S. 10 
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Rechtliche Betrachtung 

Polizeiaufgabengesetz�

Die polizeiliche Intervention ist bei Fällen 
häuslicher Gewalt grundsätzlich doppel-
funktional orientiert. Das heißt, dass sich 
das polizeiliche Handeln sowohl an der 
Gefahrenabwehr als auch an der Straf-
verfolgung zu orientieren hat. Die polizei-
lichen Eingriffsbefugnisse zur Gefahren-
abwehr regelt das Thüringer Polizeiauf-
gabengesetz. Nachfolgende wesentliche 
Eingriffsmaßnahmen kommen in Bezug 
auf Intervention bei Fällen häuslicher Ge-
walt in Betracht: 

·  Gefährderansprache 
·  Platzverweis 
·  Wohnungsverweisung 
·  Aufenthaltsverbot 
·  Kontaktverbot 

·  Gewahrsamnahme�

Besondere Bedeutung bei Fällen häus-
licher Gewalt kommt der Wohnungsver-
weisung und dem sogenannten Rückkehr-
verbot nach § 18 Abs. 2 PAG zu. Woh-
nungsverweisung und Rückkehrverbot 
können von der Polizei ausgesprochen 
werden, wenn dies erforderlich ist, um 
eine von der Person ausgehende gegen-
wärtige Gefahr von einer in derselben 
Wohnung lebenden Person abzuwehren. 
Hierbei ist Folgendes zu beachten: 

·  Maximale Dauer der Anordnung 10 
Tage zur Gefahrenabwehr und Erlan-
gung zivilrechtlichen Schutzes oder 
kürzer unter Beachtung der Verhältnis-
mäßigkeit 

·  Örtlicher Umfang ist auf erforderliches 
Maß zu beschränken 

·  Betroffenen ermöglichen, persönliche 
Dinge mitzunehmen 

·  Gefährdete Person über Dauer und 
Umfang informieren 

Die Weiterleitung der Daten von Opfern 
häuslicher Gewalt erfolgt bei Zustimmung 
der Geschädigten an die zuständige Be-
ratungsstelle. Geeignete Beratungsstellen 
sind in Thüringen die Interventionsstellen, 
die nach dem sogenannten proaktiven 
Ansatz durch telefonische oder persön-
liche Beratung, ggf. auch durch aufsu-
chende Beratung tätig werden.  

Das bedeutet: Nach einem Polizeieinsatz 
wegen häuslicher Gewalt werden von der 
Polizei die erforderlichen Daten und In-
formationen�an die zuständige Beratungs-
stelle übersandt, wenn das Opfer einver-
standen ist (§ 18 Abs. 2 Satz 6 PAG). Die 
Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle 
nehmen daraufhin von sich aus unverzüg-
lich Kontakt mit dem Opfer auf.  

Parallel zu den polizeilichen Maßnahmen 
kann die betroffene Person mit Hilfe der 
Interventionsstelle oder eigenständig bei 
dem zuständigen Gericht einen Antrag 
nach dem Gewaltschutzgesetz stellen. 
Das Gericht teilt der Polizei Beschlüsse 
zeitnah mit. Zusätzlich soll das Opfer um 
zeitnahe Mitteilung zu ergangenen Be-
schlüssen an die Polizei gebeten werden.  

Gewaltschutzgesetz 

Das Gewaltschutzgesetz bietet eine klare 
Rechtsgrundlage für Schutzanordnungen 
des Zivilgerichts bei vorsätzlichen und wi-
derrechtlichen Verletzungen von Körper, 
Gesundheit oder Freiheit einer Person, 
einschließlich der Drohung mit solchen 
Verletzungen. Schutzanordnungen nach 



�
�

Maßgabe des Gewaltschutzgesetzes sind 
auch bei bestimmten unzumutbaren Be-
lästigungen möglich. Zum anderen wird 
eine Anspruchsgrundlage für die zumin-
dest zeitweise Überlassung einer gemein-
sam genutzten Wohnung geschaffen, 
wenn die verletzte Person mit dem Täter 
bzw. der Täterin einen auf Dauer ange-
legten gemeinsamen Haushalt führt.17 Für 
Maßnahmen nach dem Gewaltschutzge-
setz sind allein die Familiengerichte zu-
ständig.18 Die Strafbarkeit von Zuwider-
handlungen gegen die Anordnungen des 
Gerichts nach dem Gewaltschutzgesetz 
richtet sich nach § 4 GewSchG.  

 

 

 

 

Strafprozessordnung  

Die wesentlichen strafprozessualen Maß-
nahmen im Strafverfahren sind: 

·  Durchführung von Vernehmungen unter 
Beachtung des Zeugnisverweigerungs-
rechts aus persönlichen Gründen (§ 52 
StPO) und Belehrung auf ein Aus-
kunftsverweigerungsrecht (§ 55 StPO) 
 

·  Körperliche Untersuchung von Geschä-
digten und Beschuldigten (§ 81a, c, e, f, 
g StPO)  
 

·  Sicherstellung und Beschlagnahme    
(§§ 94, 98, 111b ff. StPO) 

�������������������������������������������������
17 BMFSFJ, BMJ, Mehr Schutz bei häuslicher Ge-
walt, Information zum Gewaltschutzgesetz, 2010, 3. 
Auflage, S. 11 ff.�
18 BMFSFJ, FamFG, Arbeitshilfe zum neu gestalte-
ten Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) 
bei Vorliegen häuslicher Gewalt, 2011, S. 22�

·  Vorläufige Festnahme (§ 127 i. V. m. § 
112 StPO und § 127b Abs. 1 Satz 1 
StPO) 
 

·  ED-Behandlung (§ 81b StPO) 
 

·  Durchsuchung (§ 102 StPO). 

Strafgesetzbuch 

Im Rahmen der Aufnahme von Fällen 
häuslicher Gewalt kommt eine Vielzahl 
möglicher Delikte in Betracht. Schwer-
punktmäßig werden von den handelnden 
Tätern folgende Tatbestände realisiert: 

·  Körperverletzungsdelikte (§§ 223 ff. 
StGB) 
 

·  Beleidigung (§ 185 StGB), Nachstellung 
(§ 238 StGB), Nötigung (§ 240 StGB), 
Bedrohung (§ 241 StGB) 
 

·  Sachbeschädigung (§ 303 StGB) 
 

·  Hausfriedensbruch (§ 123 StGB) 
 

·  Freiheitsberaubung (§ 239 StGB), Er-
pressung (§ 253 StGB) 
 

·  Sexueller Missbrauch von Schutzbe-
fohlenen (§ 174 StGB), Misshandlung 
von Schutzbefohlenen (§ 225 StGB) 

 
·  Sexuelle Nötigung/ Vergewaltigung  

(§ 177 StGB) 
 

·  Sexueller Missbrauch widerstandsun-
fähiger Personen (§ 179 StGB) 
 

·  Verletzung des höchstpersönlichen 
Lebensbereiches durch Bildaufnahmen  
(§ 201a StGB) 
 

·  Zuwiderhandlung gegen vollstreckbare 
Maßnahmen des § 4 GewSchG 

�
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Bei den Delikten häuslicher Gewalt han-
delt es sich überwiegend um einfache 
Körperverletzungen (ca. 67 %), Bedroh-
ungen (21 %) und gefährliche Körperver-
letzungen (18 %). Schwere Körperverlet-
zungen oder Tötungsdelikte stellen im 
Deliktsspektrum Einzelfälle dar. 

Strafantrag 

Bei der fahrlässigen und vorsätzlichen 
Körperverletzung (§ 230 Abs.1 Satz 1 
StGB), der Nachstellung (§ 238 Abs. 4 
StGB) und der Sachbeschädigung (§ 303c 
StGB) handelt es sich um relative An-
tragsdelikte. Durch die Bejahung des öf-
fentlichen Interesses von der Staatsan-
waltschaft kann ein fehlender Strafantrag 
ersetzt werden. Ein besonderes öffentli-
ches Interesse an der Verfolgung wird 
nach RiStBV, Nr. 234 dann anzunehmen 
sein, wenn 

·  der Täter einschlägig vorbestraft ist, 
 

·  roh oder besonders leichtfertig gehan-
delt hat, 
 

·  durch die Tat eine erhebliche Verlet-
zung verursacht wurde, 
 

·  dem Opfer wegen seiner persönlichen 
Beziehung zum Täter nicht zugemutet 
werden kann, Strafantrag zu stellen, 
 

·  die Strafverfolgung ein gegenwärtiges 
Anliegen der Allgemeinheit ist. 

 
Demnach ist durch die Polizei in jedem 
Fall eine Strafanzeige zu fertigen.  
 
Hingegen bedarf es bei der Beleidigung (§ 
194 Abs. 1 Satz 1 StGB), dem Hausfrie-
densbruch (§ 123 Abs. 2 StGB) und der 
Verletzung des höchstpersönlichen Le-
bensbereiches durch Bildaufnahmen       
(§ 205 Abs. 1 Satz 1 StGB) stets eines for-
mellen und fristgerechten Strafantrages    

(§ 77 ff. StGB), da es sich um absolute An-
tragsdelikte handelt. 
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Aus- und Fortbildung� Öffentlichkeitsarbeit 
 
Haben sich betroffene Frauen an die Poli-
zei gewandt, so ist bei Vorliegen körperli-
cher Gewalt die Zufriedenheit mit der Ar-
beit der Polizei erfreulich hoch. Im Ver-
gleich der aktuellen Ergebnisse mit Unter-
suchungen vor 5, 10 oder 20 Jahren zeigt 
sich bezogen auf das polizeiliche Ein-
schreiten eine positive Entwicklung. Hier 
sind deutliche Erfolge von Schulungsmaß-
nahmen und Umorientierungen im Bereich 
des polizeilichen Umgangs mit häuslicher 
Gewalt zu verzeichnen.19  
 
In Thüringen findet die Thematik in der 
Aus- und Fortbildung eine angemessene 
Berücksichtigung. Eine Anpassung der 
Ausbildungs- und Schulungsinhalte an 
aktuelle Entwicklungen der Gesamtmate-
rie wird von der Bildungseinrichtung der 
Thüringer Polizei eigenständig vorgenom-
men. Neben den Lehrangeboten der Aus- 
und Fortbildung gebührt dem Themen-
komplex eine fortwährende Beachtung bei 
dezentralen Schulungsmöglichkeiten, wie 
dem polizeilichen Einsatztraining oder an 
Schulungstagen. 
 
Regionale Netzwerke gegen häusliche 
Gewalt thematisieren und aktualisieren die 
gemeinsamen Handlungsmöglichkeiten 
der beteiligten Berufsfelder im Umgang mit 
häuslicher Gewalt. Innerhalb dieser Ar-
beitsverbünde, die im Regelfall aus Poli-
zei, Staatsanwaltschaft, Familiengericht, 
Frauenhaus, Interventionsstelle, verschie-
denen Beratungsstellen, Opferschutz, Ge-
sundheitsbereich und Täterberatung be-
stehen, werden ebenfalls Fortbildungs-
maßnahmen angeregt und umgesetzt. 

�������������������������������������������������
19 BMFSFJ, Lebenssituation, Sicherheit und 
Gesundheit von Frauen in Deutschland, Ergebnisse 
der repräsentativen Untersuchung zu Gewalt gegen 
Frauen in Deutschland, 2013, 5. Auflage, S. 20�

 
Eine zielgerichtete und angemessene Öf-
fentlichkeitsarbeit stellt die polizeiliche 
Arbeit im Phänomenbereich häusliche 
Gewalt nach außen transparent und 
überlegt dar. In Folge dessen wird zum 
einen die Existenz der Problematik auf 
Basis der Lage- sowie Kriminalitätsent-
wicklung abgebildet und zum anderen das 
polizeiliche Vorgehen verdeutlicht.  
Die Darstellung des Themenbereiches 
führt parallel zu einer verstärkten Wahr-
nehmung in der Öffentlichkeit und der ge-
danklichen Schlussfolgerung „häusliche 
Gewalt ist keine Privatsache“.  
Daher sollte häusliche Gewalt in der poli-
zeilichen Öffentlichkeitsarbeit durch allge-
meine Berichterstattung, als auch durch 
Schilderung von aktuellen Einsatzmaß-
nahmen stärker thematisiert werden. 
Gleichwohl muss bei einer Darstellung von 
konkreten Fällen die individuelle Wirkung 
auf die Betroffenen besonders bedacht 
und berücksichtigt werden. 
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Stalking im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt

Begriffsdefinition und Folgen 
 
Im Zusammenhang mit Fällen häuslicher 
Gewalt, insbesondere nach Trennungen, 
kommt es oft zu sogenanntem Stalking. 
Stalking bezeichnet das beabsichtigte und 
wiederholte Verfolgen und Belästigen ei-
nes Menschen, so dass dessen Sicherheit 
bedroht und seine Lebensgestaltung 
schwerwiegend beeinträchtigt werden.  
 
Das typische Stalkingverhalten gibt es 
nicht. So kann es eine Vielzahl von Stal-
kinghandlungen geben, welche nicht sel-
ten zeitgleich auf das Opfer einwirken. 
Klassische Verhaltensweisen von Stalkern 
sind: 
 
·  Fortwährende Telefonanrufe, SMS, 

Briefe, E-Mails, Nachrichten in sozialen 
Netzwerken 

·  Beharrliche Anwesenheit in der Nähe 
des Opfers 

·  Andauerndes Verfolgen des Opfers 
·  Beschimpfungen 
·  Nötigungen 
·  Bedrohungen 
·  Bestellen von Waren 
·  Beschädigung von Eigentum 
·  Ausspionieren von Daten 
·  Ständige Geschenke als Liebesbeweis. 

 
Andauerndes Stalking kann beim Opfer zu 
fortwährenden schweren physischen und 
psychischen Symptomen führen. 

 

Rechtliche Betrachtung 

 
Im Frühjahr 2007 ist der § 238 StGB 
„Nachstellung“ in Kraft getreten. Er stellt 
Stalking unter Strafe und verbessert damit 
den Schutz der Stalking-Opfer erheblich. 
Gleichzeitig erweiterte der Gesetzgeber 
den Straftatenkatalog des § 112a Abs. 1 
Nr. 1 StPO (Haftgrund der Wiederho-
lungsgefahr) um die qualifizierten Straftat-
bestände des § 238 Abs. 2 und 3 StGB. 
Somit besteht nunmehr die Möglichkeit, 
besonders gefährliche Täter in Haft zu 
nehmen und damit Straftaten gegen Leib 
und Leben vorzubeugen. Der § 238 um-
fasst vier konkret bezeichnete Handlungs-
alternativen und einen Auffangtatbestand. 
Es handelt sich um ein relatives Antrags-
delikt.  
Abhängig vom Straftatenverlauf kann ein 
Anfangsverdacht für weitere Straftaten 
bestehen. So können einhergehend mit 
der Nachstellung Sachbeschädigungen, 
Hausfriedensbruch, Diebstahl, Körperver-
letzungsdelikte etc. angezeigt werden. 
�
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Polizeiliche Intervention bei 
Stalking20�

Umgang mit dem Opfer 
 
Folgende Empfehlungen und Hinweise 
sollten dem Opfer im Umgang mit dem 
Täter und der vorliegenden Nachstellung 
gegeben werden: 

·  Konsequente Kontaktvermeidung des 
Opfers mit dem Täter 

·  Vermeidung von Begegnungen mit dem 
Täter 

·  Umfangreiche Sicherung und Doku-
mentation der Kontaktaufnahme des 
Täters zum Opfer 

·  Bekanntmachung des Stalkings im per-
sönlichen Umfeld 

·  Sofortige Kontaktaufnahme zur Polizei 
bei akuter Bedrohung/ Verfolgung 

·  Sorgsamer Umgang mit persönlichen 
Daten und Unterlagen (Adresse, Film-
aufnahmen, Fotos) 

·  Nutzung von technischen Schutzmög-
lichkeiten (geheime Rufnummer, Zweit-
anschluss, Fangschaltung) 

·  Adäquate Sicherung der Wohnung und 
des Eigentums (z. B. Pkw) 

·  Hinweis auf Betreuungsangebote 
(Beratungsstellen und Frauenhäuser)  

·  Hinweis auf medizinische und psycho-
therapeutische Hilfsangebote sowie ge-
richtsverwertbare Dokumentation 

·  Beratung zu den Möglichkeiten des 
Gewaltschutzgesetzes (Schutzanord-
nung)�

·  Hinweis auf das Infoblatt „Stalking“ des 
Programms Polizeiliche Kriminalprä-
vention der Länder und des Bundes 
(ProPK)

�������������������������������������������������
20 Programm Polizeiliche Kriminalprävention der 
Länder und des Bundes, Infoblatt Stalking�
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Umgang mit dem Täter 
�
·  Durchführung von Vernehmung und 

Gefährderansprache 
·  Intensive Gesprächsführung zur Gewin-

nung von Erkenntnissen und eine mög-
liche Deeskalation der Situation 

·  Verdeutlichung des Unrechtsgehalts 
der Tat 

·  Täter im Fokus der Polizei halten 

�
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Vernetzung und Zusammenarbeit 
Umfassende Hilfe und langfristiger Schutz von Opfern häuslicher Gewalt sind nur durch eine 
intensive und umfassende Zusammenarbeit von Polizei, Justiz, Jugendhilfe, Interventions-
stellen, Frauenhäusern, anderen Beratungsstellen und dem Gesundheitswesen erreichbar. 
Der Informations- und Erfahrungsaustausch erfolgt hier auf regionaler Ebene in Form von 
regelmäßigen Netzwerktreffen. Hier müssen verbindliche Verfahrensweisen, regionale Be-
sonderheiten oder spezielle Hilfsangebote abgesprochen werden. Vertreter der jeweils zu-
ständigen Polizeidienststellen nehmen aktiv an den regelmäßigen Treffen teil.  

Weiterführende Informationen und Kontaktadressen:  

Umfangreiche Informationen und Hilfsangebote für Betroffene von häuslicher Gewalt werden 
unter anderem auf der Internetseite des Thüringer Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Familie bereitgestellt. 

Kontaktadressen im Internet: 

·  Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes: www.polizei-beratung.de  
 
·  Thüringer Koordinierungsstelle gegen häusliche Gewalt und landesweite Monitoring-

gruppe: www.thueringen.de/th7/tmsfg/familie/familienpolitik/haeuslichegewalt/ 
 
·  Frauenhäuser und Frauenschutzwohnungen: 

http://www.thueringen.de/de/gb/themen/netzwerke/frh/content.html 
 

·  Frauenzentren mit niedrigschwelliger Beratung, Betreuung und Unterstützung: 
http://www.thueringen.de/de/gb/themen/netzwerke/fz/content.html 
 

·  Interventionsstellen für Opfer häuslicher Gewalt als flächendeckendes Netz: 
http://www.thueringen.de/th7/tmsfg/familie/familienpolitik/haeuslichegewalt/interventions-
stellen/ 
 

·  WEISSER RING: http://www.weisser-ring.de/internet/landesverbaende/index.html 
 

·  Kinder- und Jugendschutzdienste in Thüringen: www.jugendschutz-thueringen.de 
 

·  Bundesweites Hilfetelefon zur Beratung von Frauen bei Gewalt gegen Frauen: 
www.hilfetelefon.de (Tel: 08000-116 016) 
 

·  Gewaltkonfliktberatung: 
http://www.thueringen.de/th4/justiz/opferhilfeundopferschutz/gewaltkonfliktberatung 
 
Projekt ORANGE, Täterarbeit häusliche Gewalt (TäHG), 
Landgerichtsbezirk Erfurt - Alexandra Erdmann, Gutenbergstraße 68, 99092 Erfurt, Tel. 
0361-6634767, www.orange-erfurt.de,  
Landgerichtsbezirk Gera - Jörg Nacke, Am Hainberg 4, 07973 Greiz, Tel. 03661-876815, 
www.orange-gera.de 
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Interventionsverlauf häusliche Gewalt 
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Schutzanordnungen  
§ 1 GewSchG 

Gewaltschutzgesetz 

· Vorsätzliche und widerrechtliche  
Verletzung des Körpers, der 
Gesundheit oder der Freiheit einer 
Person 

· Drohung mit Rechtsgutverletzungen/ 
unzumutbaren Belästigungen 

· Widerrechtliches Eindringen in 
Wohnraum 

· Wiederholte 
Nachstellung/Verfolgung 

Unterlassungsanordnungen durch Gericht: 
 
· Wohnungsbetretungsverbot 
· Unterlassung des Aufenthalts in 

bestimmten Umkreis 
· Kommunikationsverbot 
· Kontaktverbot 

Strafbarkeit bei Zuwiderhandlungen gegen die vollstreckbare Anordnung des Gerichts 
(§ 4 GewSchG) 

Wohnungsverweisung  
§ 2 GewSchG 

· Vorsätzliche und widerrechtliche 
Verletzung des Körpers, der 
Gesundheit oder der Freiheit einer 
Person 

· Drohung mit Rechtsgutverletzungen  
· Widerrechtliches Eindringen in 

Wohnraum 
· Wiederholte 

Nachstellung/Verfolgung 
· Vermeidung einer unbilligenden 

Härte erforderlich 

Auf Dauer angelegter gemeinsamer 
Haushalt mit dem Täter. 

Gerichtliche Anordnung auf Antrag: 
 
· Überlassung der Wohnung zur 

alleinigen Nutzung 
· Befristung bei gemeinsamen 

Eigentum/Mietvertrag 
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Nachstellung (§ 238 StGB) 

Tatbestandsmerkmale Abs.1: 

seine 
räumliche 

Nähe 
aufsucht 

Kontakt durch 
Telekommu-

nikationsmittel, 
sonstige Mittel, 

Dritte 
Personen 
herstellt 

Waren oder 
Dienstlei-
stungen 

unter 
Verwendung 
personen-
bezogener 

Daten 
bestellt 

mit Verletzung 
von Leben, 
körperlicher 

Unversehrtheit, 
Gesundheit 
oder Freiheit 
des Opfers�

oder 
nahestehender 
Person droht�

andere 
vergleichbare 
Handlungen 

vornimmt 

Wer einem Menschen unbefugt nachstellt, indem er beharrlich: 

Schwerwiegende Beeinträchtigung der Lebensgestaltung 

Qualifikationstatbestand Abs. 2 Qualifikationstatbestand Abs. 3 

Täter bringt Opfer, Angehörige des 
Opfers oder nahestehende Perso-
nen des Opfers durch die Tat in 
Gefahr des Todes oder einer 
schweren Gesundheitsschädigung 

Täter verursacht den Tod des 
Opfers, eines Angehörigen oder 
einer dem Opfer nahestehenden 
Person 

Relatives Antragsdelikt 

Verfolgung Abs. 1 nur auf Antrag, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen 

für geboten hält 
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